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Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 30. Juli 2020 
 

 
Der Umsatzsteueranspruch für einen Besteuerungszeitraum, in 
dem der Unternehmer einem Eröffnungsverfahren mit vorläufiger 
Eigenverwaltung nach § 270a InsO unterliegt, ist weder nach § 55 
Abs. 2 InsO noch nach § 55 Abs. 4 InsO eine 
Masseverbindlichkeit; auch eine analoge Anwendung dieser 
Vorschriften kommt nicht in Betracht (Anschluss an BGH vom 
22.11.2018 - IX ZR 167/16, BGHZ 220, 243). Siehe auch den 
inhaltsgleichen Beschluss V R 19/19. 
 
 

 

 

 

Bei Aufwendungen zur Renovierung eines an den Arbeitgeber 
vermieteten Home-Office besteht der für den Vorsteuerabzug 
erforderliche direkte und unmittelbare Zusammenhang mit den 
Vermietungsumsätzen, soweit das Home-Office beruflich genutzt 
wird. 
Im Falle einer Bürotätigkeit kann sich die berufliche Nutzung des 
Home-Office auch auf einen Sanitärraum erstrecken, nicht jedoch 
auf ein mit Dusche und Badewanne ausgestattetes Badezimmer. 
 
 
 
 
 
 
Die Familienkasse darf im Erhebungsverfahren die Auszahlung 
vorbehaltslos festgesetzten Kindergeldes nicht unter Berufung auf 
die Ausschlussfrist des § 66 Abs. 3 EStG beschränken. Setzt die 
Familienkasse das Kindergeld trotz Eingreifens der Ausschlussfrist 
des § 66 Abs. 3 EStG rückwirkend für einen längeren Zeitraum als 
die letzten sechs Monate vor Beginn des Monats, in dem der 
Antrag auf Kindergeld eingegangen ist, bestandskräftig fest, ist sie 
an diese Festsetzung auch im Erhebungsverfahren gebunden. 
Siehe auch die im Wesentlichen inhaltsgleichen Entscheidungen III 
R 18/19, III R 38/19 und III R 26/19. 
 
 

 

 

  

Beschluss V R 14/19: 
Keine 
Masseverbindlichkeit 
bei vorläufiger 
Eigenverwaltung 
 
 
 
 
 
 
07. Mai 2020 

 

ZUM URTEIL 

Urteil V R 1/18: 
Vorsteuerabzug für die 
Badrenovierung eines 
an den Arbeitgeber 
vermieteten Home-
Office 
 
 
 
07. Mai 2020 

 
ZUM URTEIL 

ZUM URTEIL 

Urteil III R 66/18: 
Kindergeld; Zuordnung 
der Ausschlussfrist 
des § 66 Abs. 3 EStG 
zum 
Festsetzungsverfahren 
 

 
 
19. Februar 2020 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202050165/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202050163/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202050163/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202050164/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202050162/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010146/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010145/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010143/


3 

 

ZUM URTEIL 

ZUM URTEIL 

ZUM URTEIL 

Weitere Veröffentlichungen  

vom Tage:  
 

Beschluss II B 54/19: 
Keine Grunderwerbsteuer für den Erwerb von Zubehör  
03. Juni 2020 
 
 
 
 
Beschluss VI R 54/17:  
Keine Steuerermäßigungen nach § 35a EStG bei Anwendung des gesonderten 
Steuertarifs für Einkünfte aus Kapitalvermögen  
28. April 2020 
 
 
 
 
Urteil III R 70/18:  
Kindergeld; Abrechnungsbescheid durch Einspruchsentscheidung über Höhe 
des Auszahlungsanspruchs  
19. Februar 2020 
 

 
 

Rechtsprechung im Blog 
 

Keine Anerkennung interner Darlehen zwischen Trägerkörperschaft und 
BgA zur Refinanzierung wesentlicher Betriebsgrundlagen 

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat in einem aktuellen Urteil entschieden, dass die 
Rechtsprechung, wonach interne Miet- oder Pachtverträge zwischen einer 
Trägerkörperschaft und ihrem BgA über wesentliche Betriebsgrundlagen des BgA 
steuerrechtlich unbeachtlich sind, sinngemäß auch auf sog. interne Darlehen 
anzuwenden ist, die zur Finanzierung der aus Eigenmitteln der 
Trägerkörperschaft bestrittenen Anschaffungs- oder Herstellungskosten 
wesentlicher Betriebsgrundlagen des BgA vereinbart wurden. 
 
Sachverhalt 

Der Kläger ist ein kommunaler Zweckverband, dem der Kreis S die ihm nach dem 
Abfallwirtschaftsgesetz zugewiesenen hoheitlichen Aufgaben der 
Abfallentsorgung übertragen und mit weiterem Vertrag eine von S als öffentlich-
rechtlicher Entsorgungsträger zur Sicherung einer geordneten und 
wirtschaftlichen Abfallentsorgung errichtete Deponie inklusive der wesentlichen 
Bestandteile/Einrichtungen entgeltlich zur Verfügung gestellt hatte. 

Bis 2000 nutzte der Kläger die Deponie ausschließlich zur Erfüllung hoheitlicher 
Aufgaben, danach auch für gewerbliche Einlagerungen. Soweit der Kläger im 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010142/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010144/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010147/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010142/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010142/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010144/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010147/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010142/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010144/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010144/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010147/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010142/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010144/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010147/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010147/
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Rahmen der Abfallentsorgung bzw. –verwertung nicht hoheitlich tätig wurde, 
führte er die Tätigkeit im Rahmen eines Betriebes gewerblicher Art (BgA) 
„Gewerbeservice“ durch. 

Zum 31. Mai 2005 entfiel aufgrund geänderter rechtlicher Rahmenbedingungen 
die Möglichkeit, die Deponie für die Einlagerung von Hausmüll zu verwenden. Der 
Kläger entschied daraufhin, die in seinem Eigentum stehenden und aus 
Eigenmitteln finanzierten Deponieanlagen (immaterielle Vermögensgegenstände 
und Sachanlagen) mit Wirkung vom 01. Januar 2006 im Wege einer Einlage auf 
den BgA zu übertragen. Der von dem Kläger angesetzte Einlagewert zum 31. 
Dezember 2005 entsprach dem Teilwert der eingelegten Wirtschaftsgüter. Die 
Einlage wurde zu 20 % als (unentgeltliche) Einlage von Eigenkapital und zu 80 % 
auf der Grundlage eines sog. internen und mit 4 % verzinslichen Darlehens als 
entgeltliche Vermögensübertragung qualifiziert. 

Mit seinen Steuererklärungen machte der Kläger für den BgA Zinsen als 
Betriebsausgaben nur insoweit geltend, als diese auf einen Fremdkapitalanteil 
von 70 % entfielen. 

Nach einer Außenprüfung vertrat das Finanzamt die Auffassung, dass die 
Deponie als wesentliche Betriebsgrundlage notwendiges Betriebsvermögen des 
BgA geworden und daher bei dem BgA zu aktivieren sei. Die Aufteilung in eine 
„Einlage mit Eigenkapitalcharakter“ und eine „Einlage mit Darlehenscharakter“ sei 
nicht möglich. Nach der höchstrichterlichen Rechtsprechung sei im Fall einer 
Verpachtung wesentlicher Betriebsgrundlagen an den BgA das Pachtentgelt, 
soweit es die Kosten der Trägerkörperschaft übersteige, beim BgA dem 
Einkommen als verdeckte Gewinnausschüttung (vGA) i.S. des § 8 Abs. 3 Satz 2 
des Körperschaftsteuergesetzes in der in den Streitjahren (2006 und 2007) 
geltenden Fassung (KStG) hinzuzurechnen. Die für diese Rechtsprechung 
maßgeblichen Erwägungen seien auch in Fällen zu berücksichtigen, in denen die 
Überlassung des Wirtschaftsgutes an den BgA gegen Gewährung eines internen 
Darlehens erfolge. 

Die hiergegen gerichtete Klage vor dem Finanzgericht Schleswig-Holstein hatte 
Erfolg. 

 

Entscheidung des BFH 

 

Der BFH hat der Revision stattgegeben und 
die Entscheidung der Vorinstanz 
aufgehoben. 

 

 

Das Finanzgericht ist zu Unrecht davon ausgegangen, dass die vom Kläger beim 
BgA als Betriebsausgaben berücksichtigten Darlehenszinsen 2006 und 2007 
steuerlich anzuerkennen sind. 

Nach ständiger Rechtsprechung des BFH sind Minderungen des 
Betriebsvermögens eines BgA zugunsten des übrigen Vermögens seiner 
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Trägerkörperschaft bei der Gewinnermittlung nach den Grundsätzen zu 
beurteilen, die für Leistungen einer Kapitalgesellschaft an ihren 
Alleingesellschafter gelten. Es wird somit bei der Gewinnermittlung fingiert, der 
BgA sei ein selbständiges Steuerrechtssubjekt in der Rechtsform einer 
Kapitalgesellschaft und die Trägerkörperschaft sei deren Alleingesellschafterin. 

Daher sind (interne) Vereinbarungen zwischen der Trägerkörperschaft und ihrem 
BgA bei der Gewinnermittlung grundsätzlich zu beachten, wenn die Vereinbarung 
–unterstellt, sie wäre zwischen einer Kapitalgesellschaft und ihrem 
beherrschenden Gesellschafter abgeschlossen worden– auch bei der 
Besteuerung der Kapitalgesellschaft zu beachten wäre. 

Eine Ausnahme gilt indessen für Vereinbarungen, aufgrund derer eine 
Trägerkörperschaft ihren BgA mit Miet- oder Pachtzinsen für Wirtschaftsgüter 
belastet, die der Trägerkörperschaft gehören und wesentliche Betriebsgrundlagen 
des BgA sind. Derartige Vereinbarungen dürfen nach ständiger Rechtsprechung 
des erkennenden Senats nicht der Besteuerung zugrunde gelegt werden, da 
sonst der Zweck des § 1 Abs. 1 Nr. 6 KStG, die Betriebe der öffentlichen Hand 
gegenüber den Gewerbebetrieben der Privatwirtschaft steuerlich nicht zu 
begünstigen, vereitelt würde. 

Die zu vermeidende Begünstigung besteht darin, dass die Trägerkörperschaft bei 
steuerrechtlicher Berücksichtigung der Vereinbarung den durch den BgA erzielten 
Gewinn um die Miet- oder Pachtzinsen mindern könnte und diese in der Regel 
nicht versteuern müsste, während der Alleingesellschafter einer 
Kapitalgesellschaft, der der Gesellschaft wesentliche Betriebsgrundlagen 
vermietet oder verpachtet, nach den Grundsätzen der Betriebsaufspaltung die 
durch die Vermietung oder Verpachtung erzielten Einkünfte als Einkünfte aus 
Gewerbebetrieb versteuern muss. Soweit die Minderung des dem BgA 
gewidmeten Vermögens auf Vereinbarungen beruht, die der Besteuerung nicht 
zugrunde gelegt werden dürfen, wird die Vermögensminderung bei der 
Gewinnermittlung wie eine vGA behandelt (z.B. BFH-Urteil vom 24.04.2002 – I R 
20/01). 

Die vorgenannte Rechtsprechung, wonach interne Miet- oder Pachtverträge 
zwischen einer Trägerkörperschaft und ihrem BgA über wesentliche 
Betriebsgrundlagen des BgA steuerrechtlich unbeachtlich sind, ist –entgegen der 
Rechtsauffassung des Finanzgerichts– sinngemäß auch auf interne Darlehen 
anzuwenden, die zur Finanzierung der aus Eigenmitteln der Trägerkörperschaft 
bestrittenen Anschaffungs- oder Herstellungskosten wesentlicher 
Betriebsgrundlagen des BgA vereinbart wurden. Zwar hat der Senat dies bisher 
offen gelassen; er hat aber bereits ausgeführt, dass die der zitierten 
Rechtsprechung zugrunde liegenden Erwägungen „dafür sprechen könnten“, 
auch sog. internen Darlehen die Anerkennung zu versagen. 

Es ist zwar zutreffend, dass interne Darlehensvereinbarungen zwischen dem BgA 
und der Trägerkörperschaft grundsätzlich der Besteuerung zugrunde zu legen 
sind, soweit sie –unterstellt, sie wären zwischen einer Kapitalgesellschaft und 
ihrem beherrschenden Gesellschafter abgeschlossen worden– bei der 
Besteuerung der Kapitalgesellschaft zu beachten wären. Daher steht es der 
Trägerkörperschaft auch grundsätzlich frei, ob sie ihrem BgA Kapital als 
Fremdkapital überlässt oder durch Einlagen als Eigenkapital zuführt. 

Die vorgenannten Grundsätze gelten aber dann nicht, wenn interne Darlehen –
wie im Streitfall– der Refinanzierung von Anschaffungs- oder Herstellungskosten 
wesentlicher und zuvor mit Eigenmitteln erworbener Betriebsgrundlagen des BgA 
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ZUM URTEIL 

dienen. Würde man dies anerkennen, so würde der Zweck des § 1 Abs. 1 Nr. 6 
KStG, die Betriebe der öffentlichen Hand gegenüber den Gewerbebetrieben der 
Privatwirtschaft steuerlich nicht zu begünstigen, vereitelt. 

 
Fundstelle 

BFH, Urteil vom 10. Dezember 2019 (I R 24/17), veröffentlicht am 23. Juli 2020. 

 

 

Umsatzsteuer: EuGH Vorlage zur Steuerentstehung bei 
Vermittlungsleistung und Ratenzahlung 

Der Bundesfinanzhof hat den Europäischen Gerichtshof um Vorabentscheidung 
zur Steuerentstehung bei einer Vermittlungsleistung, die in Raten gezahlt wird, 
gebeten und in diesem Zusammenhang die weitere Frage gestellt, ob die 
Erstreckung der hinausgeschobenen Fälligkeit über mehr als zwei 
Vorauszahlungszeiträume bei einer Ratenzahlungsvereinbarung zur 
Uneinbringlichkeit des vereinbarten Entgelts führt. 
 
Sachverhalt und Ausgangslage 

Strittig ist der Zeitpunkt der Versteuerung des Entgelts aus einer 
Honorarvereinbarung. Die Klägerin versteuerte ihre Umsätze nach vereinbarten 
Entgelten und erbrachte im Streitjahr 2012 eine steuerpflichtige 
Vermittlungsleistung an die T-GmbH (GmbH) auf der Grundlage einer 
entsprechenden Honorarvereinbarung: Die GmbH hatte die Klägerin beauftragt, 
im Rahmen eines Grundstückskaufvertrages über ein Grundstück vermittelnd 
tätig zu werden. Das vereinbarte Honorar sollte in fünf Teilbeträgen von jeweils 
200.000 € und im Abstand von jeweils einem Jahr gezahlt werden, beginnend am 
30.06.2013. In den Folgejahren erstellte die Klägerin Rechnungen mit 
Steuerausweis über die jeweiligen Teilbeträge zum jeweiligen Fälligkeitszeitpunkt, 
vereinnahmte und versteuerte entsprechend der Vereinnahmung. Dem folgte das 
Finanzamt jedoch nicht und ging von einer Versteuerung des gesamten 
Vermittlungshonorars im Streitjahr aus. Der Klage vor dem Finanzgericht wurde 
überwiegend stattgegeben (Finanzgericht Rheinland-Pfalz vom 26. März 2019, 
Az. 3 K 1816/18). Zwar seien die Leistungen, für die die GmbH das Honorar von 
1.000.000 Euro schuldet, im Veranlagungszeitraum 2012 ausgeführt worden. 
Jedoch, so die Richter am Finanzgericht, sei bei einer Erstreckung der 
hinausgeschobenen Fälligkeit über mehr als zwei Veranlagungszeiträume 
Uneinbringlichkeit im Sinne des § 17 Abs. 2 Nr. 1 Umsatzsteuergesetz (UStG) 
anzunehmen. Von einer Uneinbringlichkeit sei folglich mit Ausnahme des ersten 
im Folgejahr 2013 vereinnahmten Entgelts auszugehen. Daher habe die Klägerin 
im Streitjahr nur den ersten Teilbetrag des vereinbarten Honorars in Höhe von 
200.000 Euro zu versteuern. 

 

  

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010137/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010137/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010137/
http://www.landesrecht.rlp.de/jportal/portal/t/w6o/page/bsrlpprod.psml;jsessionid=61FA09E030F65C14F5AC619D96990CE1.jp14?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=1&numberofresults=1&fromdoctodoc=yes&doc.id=STRE201970291&doc.part=L&doc.price=0.0&doc.hl=1#focuspoint
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Entscheidung des BFH 

 

Zur abschließenden Klärung hat der BFH 
nun den EuGH um Vorabentscheidung 
gebeten. 

 
Grund dafür sieht der BFH in der abschließenden und auf den Streitfall 
bezogenen Auslegung zweier EuGH-Entscheidungen aus 2018 und 2015. 

Der EuGH hatte in einem Urteil vom 29. November 2018 (Rs. C-
548/17, baumgarten sports & more) entschieden, dass Art. 63 in Verbindung mit 
Art. 64 Abs. 1 MwStSystRL der Annahme entgegensteht, dass der 
Steuertatbestand und der Steueranspruch bezüglich einer von einem Vermittler 
erbrachten Dienstleistung, nämlich der Vermittlung von Profifußballspielern, 
bereits im Zeitpunkt der Vermittlung eintreten. Der BFH hat jedoch Zweifel an der 
Auslegung dieser unionsrechtlichen Bestimmung (dort: Rz 17ff). Der Sachverhalt 
im EuGH-Urteil C-548/17 betraf Zahlungsansprüche, die vom Vorliegen einer 
Bedingung abhingen (dem Bestand des Arbeitsvertrages des vermittelten 
Spielers zu bestimmten Zeitpunkten). Demgegenüber liege im Streitfall nur eine 
Befristung, nicht aber eine Bedingung vor, deren Eintritt ungewiss ist. 

In einem weiteren Urteil vom 3. September 2015 hatte der EuGH im Fall einer 
dauerhaft über einen längeren Zeitraum erbrachten Beratungsleistung den Anlass 
von Art. 64 Abs. 1 MwStSystRL und somit der Bewirkung steuerpflichtiger 
Dienstleistungen erst bei (späterer) Zahlung bejaht (Urteil C-463/14, Asparuhovo 
Lake Investment Company). Eine Vermittlungsleistung, so der BFH aktuell, werde 
nicht zeitraumbezogen, sondern einmalig zeitpunktbezogen erbracht (dort: Rz. 
28ff). 

Die obersten Steuerrichter haben dem EuGH daher die folgenden Vorlagefragen 
zur Vorabentscheidung vorgelegt: 

1. Ergibt sich bei einer einmalig und daher nicht zeitraumbezogen 
erbrachten Dienstleistung der Anlass zu aufeinander folgenden 
Abrechnungen oder Zahlungen i.S. von Art. 64 Abs. 1 
MwStSystRL bereits aus der Vereinbarung einer Ratenzahlung? 

2. Hilfsweise bei Verneinung der ersten Frage (im Hinblick auf die 
Entscheidungsfindung des Finanzgerichts zur Frage der 
Uneinbringlichkeit des Entgelts bei Erstreckung über zwei 
Veranlagungszeiträume): Ist von einer Nichtbezahlung i.S. von 
Art. 90 Abs. 1 MwStSystRL auszugehen, wenn der 
Steuerpflichtige bei der Erbringung seiner Leistung vereinbart, 
dass diese in fünf Jahresraten zu vergüten ist und das nationale 
Recht für den Fall der späteren Zahlung eine Berichtigung 
vorsieht, durch die die vorherige Minderung der 
Steuerbemessungsgrundlage nach dieser Bestimmung wieder 
rückgängig gemacht wird? 

 

https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2019/01/09/eugh-zur-besteuerung-von-ratenzahlungen/
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2019/01/09/eugh-zur-besteuerung-von-ratenzahlungen/
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?docid=166826&mode=lst&pageIndex=1&dir=&occ=first&part=1&text=&doclang=DE&cid=11523248
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ZUM URTEIL 

Fundstelle 

EuGH-Vorlage: BFH vom 7. Mai 2020 (V R 16/19), veröffentlicht am 23. Juli 2020. 

 

 

Anordnung einer Außenprüfung bei Anfangsverdacht einer Steuerstraftat 
 
Für die (erstmalige) Anordnung einer Außenprüfung ist es unerheblich, ob 
hinsichtlich der betroffenen Steuerarten und Besteuerungszeiträume der 
Anfangsverdacht einer Steuerstraftat besteht. Verstöße gegen § 10 BpO, 
insbesondere gegen die Belehrungspflichten und damit gegen den Grundsatz der 
Selbstbelastungsfreiheit, führen nicht zur Rechtswidrigkeit einer 
Prüfungsanordnung. Dies hat der Bundesfinanzhof (BFH) in einem aktuellen 
Beschluss entschieden. 
 
Sachverhalt 

Der Kläger ist Wirtschaftsprüfer und Steuerberater. Im Prüfungszeitraum war er 
Gesellschafter der Prozessbevollmächtigten (einer Steuerberatungsgesellschaft) 
und zugleich bei dieser angestellt. Anfang 2002 übernahm er einen 
landwirtschaftlichen Pferdezuchtbetrieb, aus dem er seither Einkünfte aus Land- 
und Forstwirtschaft erklärte. 

Eine dritte – dem Kläger nicht bekannte Person – wies das Finanzamt darauf hin, 
dass der Kläger Kosten der privaten Lebensführung und Betriebsausgaben des 
Zuchtbetriebs in der Gewinnermittlung der Steuerberatungsgesellschaft erfasst 
habe. In der Folge nahm die Steuerfahndung Ermittlungen gegen den Kläger auf 
und das Finanzamt erweiterte den Prüfungszeitraum einer bereits laufenden 
Außenprüfung. 

Der Kläger vertrat die Auffassung, dass die Prüfungsanordnung und 
Prüfungserweiterung insbesondere wegen eines Verstoßes gegen § 393 Abs. 1 
Abgabenordnung (AO), § 10 Betriebsprüfungsordnung (BpO) rechtswidrig seien. 
Das Finanzamt habe ihn schon bei Erlass der Prüfungsanordnung aufgrund der 
falschen Anschuldigung eines Dritten der Begehung einer Steuerstraftat 
verdächtigt und ihn bei Beginn der Prüfung hierüber weder in Kenntnis gesetzt 
noch steuer(strafrecht)lich belehrt. Damit sei der verfassungsmäßig garantierte 
Grundsatz der Selbstbelastungsfreiheit des Klägers unterlaufen worden. 

Die Klage vor dem Finanzgericht Köln blieb ohne Erfolg. 

 

Entscheidung des BFH 

 

 

Der BFH hat sich der Entscheidung der 
Vorinstanz angeschlossen und die Revision 
als unbegründet zurückgewiesen. 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010139/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010139/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010139/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010139/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010139/
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ZUM URTEIL 

Weitere interessante News und 
Entscheidungen finden Sie in unserem 
Blog Steuern & Recht  
 
 
 

 

HIER 

 

 

 
Für die Anordnung einer Außenprüfung ist unerheblich, ob hinsichtlich der 
betroffenen Steuerarten und Besteuerungszeiträume der Anfangsverdacht einer 
Steuerstraftat besteht. Dies gilt auch, soweit die erstmalige Anordnung einer 
Außenprüfung in Rede steht. Insoweit ist nicht zwischen erstmaligen Prüfungen 
und Anschlussprüfungen zu unterscheiden (BFH, Urteil vom 15. Juni 2016 – III R 
8/15). 

Denn die Anordnung einer Außenprüfung ist auch zulässig, soweit ausschließlich 
festgestellt werden soll, ob und inwieweit Steuerbeträge hinterzogen oder 
leichtfertig verkürzt worden sind. Eine sich insoweit gegenseitig ausschließende 
Zuständigkeit von Außenprüfung und Steuerfahndung besteht nicht. Nach der 
ständigen Rechtsprechung des BFH ist es möglich und zulässig, dass 
Ermittlungsmaßnahmen des Außenprüfers eine Doppelfunktion haben: die 
Ermittlung des steuerlichen und die des strafrechtlichen Sachverhalts. 

Ist gegen den Steuerpflichtigen ein Strafverfahren eingeleitet worden, ist er 
gemäß § 393 Abs. 1 Satz 4 AO darüber zu belehren, soweit dazu Anlass besteht. 
Entsprechendes regelt § 10 BpO. Verstöße hiergegen –insbesondere gegen die 
Belehrungspflichten und damit gegen den Grundsatz der 
Selbstbelastungsfreiheit– führen jedoch nicht zur Rechtswidrigkeit einer 
Prüfungsanordnung. Denn die vorgenannten Regelungen betreffen nicht die 
Voraussetzungen, unter denen eine Außenprüfung angeordnet werden kann, und 
damit das „ob“, sondern bestimmen, nach welchen rechtstaatlichen Grundsätzen 
und damit „wie“ eine zuvor angeordnete Prüfung durchzuführen ist. 

Zudem richten sich die Rechte und Pflichten der Steuerpflichtigen und der 
Finanzbehörde im Besteuerungsverfahren und im Strafverfahren nach den für das 
jeweilige Verfahren geltenden Vorschriften. Besteuerungsverfahren und 
Steuerstrafverfahren stehen grundsätzlich unabhängig und gleichrangig 
nebeneinander (BFH, Urteil vom 23. Januar 2002 – XI R 10). 

 
Fundstelle 

BFH, Beschluss vom 14. April 2020 (VI R 32/17), veröffentlicht am 23. Juli 2020. 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010140/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010140/
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010140/
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010140/
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E-MAIL SENDEN 

 

ZUM SEMINAR 

TP-Podcast 

 
 

Business Meldungen 

OECD Developments on the Taxation of the Digital Economy (PwC Deutschland 

Transfer Pricing Podcast) 

  

In unserem Transfer Pricing Podcast informieren wir Sie regelmäßig über aktuelle 
Themen und Entwicklungen im Bereich der steuerlichen Verrechnungspreise. 

Die Links zu dem Podcast finden Sie in unserem Blog Steuern & Recht unter: 

 

 

 

Terminplaner 
 

Transfer Pricing meets Data & Analytics 

14.09., Webinar 

 

 

 

Wir freuen uns auf Sie! 

 
 

 
 

 
 
 
 
   
    

Noch Fragen? 
 

Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine E-Mail. 

 

 

Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 

einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 

Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 

Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 

durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. 

Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 

 

Alle aktuellen Veranstaltungen finden  
Sie in der PwC Veranstaltungssuche. 
 

 
 

 

VERANSTALTUNGSSUCHE 

 

mailto:PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
mailto:PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html?id=38412956
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2020/07/30/oecd-developments-on-the-taxation-of-the-digital-economy-pwc-deutschland-transfer-pricing-podcast/
mailto:PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html?id=38412956
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2020/07/30/oecd-developments-on-the-taxation-of-the-digital-economy-pwc-deutschland-transfer-pricing-podcast/
mailto:PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html?id=38412956
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2020/07/30/oecd-developments-on-the-taxation-of-the-digital-economy-pwc-deutschland-transfer-pricing-podcast/
mailto:PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html?id=38412956
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html?id=38412956
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2020/07/30/oecd-developments-on-the-taxation-of-the-digital-economy-pwc-deutschland-transfer-pricing-podcast/
mailto:PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html?id=38412956
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2020/07/30/oecd-developments-on-the-taxation-of-the-digital-economy-pwc-deutschland-transfer-pricing-podcast/
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2020/07/30/oecd-developments-on-the-taxation-of-the-digital-economy-pwc-deutschland-transfer-pricing-podcast/
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
mailto:PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html?id=38412956
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2020/07/30/oecd-developments-on-the-taxation-of-the-digital-economy-pwc-deutschland-transfer-pricing-podcast/
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
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ANMELDEN 

AA 

ABMELDEN 

Bestellung und Abbestellung  
 

Wenn Sie einen PwC-Newsletter bestellen, speichern und verarbeiten wir Ihre E-

Mail-Adresse zum Zweck des Versands des von Ihnen abonnierten Newsletters. 

Falls Sie „steuern+recht aktuell“ nicht mehr erhalten möchten, senden Sie bitte 

eine entsprechende E-Mail-Nachricht an: 

  

 

Redaktion  
 

Gabriele Nimmrichter 

PricewaterhouseCoopers GmbH  

Friedrich-Ebert-Anlage 35-37 

60327 Frankfurt am Main 

Tel.: (0 69) 95 85-5680 

gabriele.nimmrichter@de.pwc.com 

 

Gunnar Tetzlaff 

PricewaterhouseCoopers GmbH  

Fuhrberger Straße 5 

30625 Hannover 

Tel.: (0 511) 53 57-3242 

gunnar.tetzlaff@de.pwc.com 

 

 

Datenschutz 
 

Die Datenverarbeitung für den Versand des 

Newsletters erfolgt aufgrund der Grundlage 

Ihrer Einwilligung. Sie können den 

Newsletter jederzeit mit Wirkung für die 

Zukunft abbestellen und Ihre Einwilligung 

damit widerrufen 

 
© 2020 PwC. All rights reserved. PwC 
refers to the PwC network and/or one or 
more of its member firms, each of which is a 
separate entity. 

 
Please see www.pwc.com/structure for 
further details. 

. 
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